
Tenor 

Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 1996 über 
die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für Pflanzenschutz­
mittel ist dahin auszulegen, dass er der Erteilung eines ergänzenden 
Schutzzertifikats für ein Pflanzenschutzmittel, für das eine gültige 
Genehmigung nach Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzen­
schutzmitteln in der durch die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 ge­
änderten Fassung erteilt wurde, nicht entgegensteht. 

( 1 ) ABl. C 220 vom 12.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 11. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Augstākās tiesas Senāts — Republik Lettland) — Dita 

Danosa/LKB Līzings SIA 

(Rechtssache C-232/09) ( 1 ) 

(Sozialpolitik — Richtlinie 92/85/EWG — Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillen­
den Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz — Art. 2 Buchst a 
und 10 — Begriff „schwangere Arbeitnehmerin“ — Verbot 
der Kündigung gegenüber einer schwangeren Arbeitnehmerin 
während der Zeit vom Beginn ihrer Schwangerschaft bis zum 
Ende ihres Mutterschaftsurlaubs — Richtlinie 76/207/EWG 
— Gleichbehandlung von Männern und Frauen — Mitglied 
der Unternehmensleitung einer Kapitalgesellschaft — Natio­
nale Regelung, die die Kündigung gegenüber einem solchen 

Mitglied ohne jede Einschränkung zulässt) 

(2011/C 13/17) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Dita Danosa 

Beklagte: LKB Līzings SIA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus­
legung von Art. 10 der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 
19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im 
Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) 
(ABl. L 348, S. 1) — Begriff des Arbeitnehmers — Vereinbarkeit 
einer nationalen Regelung, die die Abberufung von Mitgliedern 
des Vorstands von Kapitalgesellschaften ohne jegliche Einschrän­
kung zulässt, insbesondere ungeachtet des Bestehens einer 
Schwangerschaft 

Tenor 

1. Für die Zwecke der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. 
Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Ver­

besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwan­
geren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeit­
nehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne 
des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) ist die 
Arbeitnehmereigenschaft eines Mitglieds der Unternehmensleitung 
einer Kapitalgesellschaft, das dieser gegenüber Leistungen erbringt 
und in sie eingegliedert ist, zu bejahen, wenn es seine Tätigkeit für 
eine bestimmte Zeit nach der Weisung oder unter der Aufsicht 
eines anderen Organs dieser Gesellschaft ausübt und als Gegen­
leistung für die Tätigkeit ein Entgelt erhält. Es ist Sache des 
vorlegenden Gerichts, die Tatsachenprüfungen vorzunehmen, deren 
es zur Beurteilung der Frage bedarf, ob dies in dem bei ihm 
anhängigen Rechtsstreit der Fall ist. 

2. Art. 10 der Richtlinie 92/85 ist dahin auszulegen, dass er einer 
nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren in Rede ste­
henden, nach der die Abberufung eines Mitglieds der Unterneh­
mensleitung einer Kapitalgesellschaft ohne Einschränkung zulässig 
ist, entgegensteht, wenn eine „schwangere Arbeitnehmerin“ im 
Sinne dieser Richtlinie betroffen ist und die ihr gegenüber ergan­
gene Abberufungsentscheidung im Wesentlichen auf ihrer Schwan­
gerschaft beruht. Selbst wenn das betroffene Mitglied der Unter­
nehmensleitung nicht unter diesen Begriff fallen sollte, kann 
gleichwohl die Abberufung eines Mitglieds der Unternehmenslei­
tung, das Aufgaben wie die im Ausgangsverfahren beschriebenen 
wahrnimmt, wegen Schwangerschaft oder aus einem Grund, der 
wesentlich auf einer Schwangerschaft beruht, nur Frauen treffen 
und stellt daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts dar, die gegen die Art. 2 Abs. 1 und 7 und 3 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 
1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäf­
tigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen in der durch die Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. September 2002 geänderten Fassung verstößt. 

( 1 ) ABl. C 220 vom 12.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 18. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Finanzgerichts Baden-Württemberg — Deutschland) — 
Alketa Xhymshiti/Bundesagentur für Arbeit — 

Familienkasse Lörrach 

(Rechtssache C-247/09) ( 1 ) 

(Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eid­
genossenschaft andererseits über die Freizügigkeit — Verord­
nungen (EWG) Nrn. 1408/71 und 574/72 sowie (EG) 
Nr. 859/2003 — Soziale Sicherheit der Wandererwerbstätigen 
— Familienleistungen — Drittstaatsangehöriger, der in der 
Schweiz arbeitet und mit seinen Kindern in einem 
Mitgliedstaat wohnt, dessen Staatsangehörigkeit die Kinder 

haben) 

(2011/C 13/18) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Baden-Württemberg
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Alketa Xhymshiti 

Beklagte: Bundesagentur für Arbeit — Familienkasse Lörrach 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Finanzgericht Baden-Württem­
berg — Auslegung zum einen der Verordnung (EG) Nr. 
859/2003 des Rates vom 14. Mai 2003 zur Ausdehnung der 
Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 auf Drittstaatsangehörige, die 
ausschließlich aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit nicht bereits 
unter diese Bestimmungen fallen (ABl. L 124, S. 1), und zum 
anderen der Art. 2, 13 und 76 der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren 
Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
(ABl. L 149, S. 2), und von Art. 10 Abs. 1 Buchst. a der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 
1972 über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 (ABl. L 74, S. 1) — Angehöriger eines Drittstaats, 
der in der Schweizer Eidgenossenschaft arbeitet und mit seiner 
Ehefrau und seinen Kindern in einem Mitgliedstaat wohnt, des­
sen Staatsangehörigkeit die Kinder besitzen — Versagung von 
Kindergeld durch den Mitgliedstaat des Wohnsitzes — Verein­
barkeit der Versagung des Kindergelds mit den genannten 
Gemeinschaftsvorschriften 

Tenor 

1. In Fällen, in denen ein Drittstaatsangehöriger rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union wohnt und in der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft arbeitet, findet auf ihn im Wohnsitz­
mitgliedstaat die Verordnung (EG) Nr. 859/2003 des Rates vom 
14. Mai 2003 zur Ausdehnung der Bestimmungen der Verord­
nung (EWG) Nr. 1408/71 und der Verordnung (EWG) Nr. 
574/72 auf Drittstaatsangehörige, die ausschließlich aufgrund 
ihrer Staatsangehörigkeit nicht bereits unter diese Bestimmungen 
fallen, keine Anwendung, solange die Verordnung Nr. 859/2003 
nicht unter den in Anhang II Abschnitt A des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits 
über die Freizügigkeit, unterzeichnet in Luxemburg am 21. Juni 
1999, erwähnten Gemeinschaftsrechtsakten aufgeführt ist, zu de­
ren Anwendung sich die Vertragsparteien verpflichten. Folglich 
kann nicht festgestellt werden, dass der Wohnsitzmitgliedstaat 
auf den Arbeitnehmer und seinen Ehegatten die Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur An­
wendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern, in ihrer durch die Verord­
nung (EG) Nr. 118/97 des Rates vom 2. Dezember 1996 ge­
änderten und aktualisierten Fassung, geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1992/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Dezember 2006, und die Verordnung (EWG) Nr. 
574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die Durchführung 
der Verordnung Nr. 1408/71 in ihrer durch die Verordnung Nr. 
118/97 geänderten und aktualisierten Fassung anzuwenden hat. 

2. Die Art. 2, 13 und 76 der Verordnung Nr. 1408/71 und Art. 
10 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung Nr. 574/72 sind in Bezug 

auf eine Drittstaatsangehörige in der Situation der Klägerin des 
Ausgangsverfahrens nicht einschlägig, da für ihre Situation die 
Rechtsvorschriften des Wohnsitzmitgliedstaats gelten. Der Um­
stand allein, dass ihre Kinder Unionsbürger sind, führt nicht dazu, 
dass die Versagung von Familienleistungen im Wohnsitzmitglied­
staat rechtswidrig ist, wenn, wie aus den Feststellungen des vor­
legenden Gerichts hervorgeht, die gesetzlichen Voraussetzungen für 
deren Gewährung nicht erfüllt sind. 

( 1 ) ABl. C 233 vom 26.9.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 18. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Rayonen sad Plovdiv — Bulgarien) — Vasil Ivanov 

Georgiev/Tehnicheski universitet — Sofia, filial Plovdiv 

(Verbundene Rechtssachen C-250/09 und C-268/09) ( 1 ) 

(Richtlinie 2000/78/EG — Art. 6 Abs. 1 — Verbot der Dis­
kriminierung wegen des Alters — Universitätsprofessoren — 
Nationale Vorschrift, wonach ab Vollendung des 65. Lebens­
jahrs nur befristete Arbeitsverträge abgeschlossen werden — 
Zwangsweise Versetzung in den Ruhestand mit Vollendung 
des 68. Lebensjahrs — Rechtfertigung von Ungleichbehand­

lungen wegen des Alters) 

(2011/C 13/19) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Rayonen sad Plovdiv 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Vasil Ivanov Georgiev 

Beklagte: Tehnicheski universitet — Sofia, filial Plovdiv 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Rayonen sad Plovdiv — Aus­
legung von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates 
vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Be­
schäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16) — Nationales Gesetz, 
das Hochschulprofessoren, die das 65. Lebensjahr vollendet ha­
ben, nur den Abschluss befristeter Arbeitsverträge erlaubt — 
Nationales Gesetz, das das Rentenalter für Hochschulprofessoren 
auf 68 Jahre festsetzt — Rechtfertigung von Ungleichbehand­
lungen aufgrund des Alters 

Tenor 

Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, insbesondere ihr Art. 
6 Abs. 1, ist dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie
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